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Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
 
Besten Dank für die Gelegenheit zur Meinungsäusserung. Wir unterstützen die vorgeschlagenen 
Änderungen im Militärrecht. Mit einer Flexibilisierung bei den Rekrutenschulen und Wiederho-
lungskursen wird das Milizsystem gestärkt. Im Weiteren entspricht die vorgesehene weitere Digita-
lisierung einem Bedürfnis aller Beteiligten. 
 
Zu den einzelnen Bestimmungen hat die Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz und Feuerwehr 
eine Stellungnahme verfasst, welche wir unterstützen. Nachfolgend geben wir diese Bemerkungen 
zu einzelnen Bestimmungen wieder: 
 
Zu Artikel 26 Militärgesetz 
Art. 26 ist wie folgt zu ergänzen: 
Die Militärdienstpflichtigen müssen ausser Dienst die folgenden Amtstermine wahrnehmen: 
[…] 
d. Rückgabe der persönlichen Ausrüstung nach Beenden der Militärdienstpflicht. 
Begründung: In der Praxis gibt es immer wieder Rückfragen und Unklarheiten, ob der Termin für 
die Rückgabe der persönlichen Ausrüstung nach Beenden der Militärdienstpflicht besoldet und mit 
EO entschädigt wird. Eine Klarstellung, dass es sich bei diesem Termin um einen Amtstermin 
handelt, würde die betroffenen Personen gegenüber ihren Arbeitgebern stärken. Wer den Termin 
für die Rückgabe der persönlichen Ausrüstung nach Beenden der Militärdienstpflicht nicht wahr-
nimmt, wird bis dato je nach Kanton auf unterschiedlicher gesetzlicher Grundlage bestraft. Der 
Kanton Bern bestraft die Angehörigen der Armee für das Nichtwahrnehmen des Termins für die 
Rückgabe der persönlichen Ausrüstung nach Beenden der Militärdienstpflicht auf der Basis von 
Artikel 72 Absatz 3 Militärstrafgesetz (Nichtbefolgung von Dienstvorschriften in leichten Fällen) mit 
einer Disziplinarbusse. Der Kanton Zürich dagegen bestraft auf der Basis von Artikel 180 Absatz 1 
Buchstabe a Militärstrafgesetz das Begehen eines Disziplinarfehlers mit einer Disziplinarbusse.  
Insbesondere im Falle einer Beschwerde wäre es zentral, dass sich die Kantone auf eine eindeuti-
ge gesetzliche Grundlage berufen könnten, und dass die Handhabung in der ganzen Schweiz ein-
heitlich wäre. 

Regierungsrat, Kasernenstrasse 31, 4410 Liestal 
 

 
– Beilage 
Regierungsrat, Kasernenstrasse 31, 4410 Liestal 

Eidgenössisches Departement für Verteidi-
gung, Bevölkerungsschutz und Sport VBS, 
Bern 
 
hans.wipfli@vtg.admin.ch 

Liestal, 27. Februar 2024 

Vernehmlassung betreffend Änderung des Militärgesetzes, der Verordnung der Bundesver-

sammlung über die Verwaltung der Armee und der Armeeorganisation 



 

Vernehmlassung betreffend Änderung des Militärgesetzes, der Verordnung der Bundesversammlung über die Verwaltung der Armee 
und der Armeeorganisation, 27. Februar 2024 2/3 

 
Zu Artikel 80 Militärgesetz 
Für die öffentliche Sicherheit und Gesundheit zuständigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von 
der Regelung auszunehmen. 
Begründung: Die Möglichkeit der Requirierung wird von (un)beweglichem Eigentum auf be-
herrschbare Naturkräfte wie etwa Strom, Daten und Funkfrequenz, Immaterialgüter sowie Arbeits- 
und Dienstleistungen ausgeweitet. Zudem wird nun die Möglichkeit einer Nutzungseinschränkung 
oder eines Nutzungsverbots eingeführt. Die Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das 
Spitalwesen müssen daher im Falle von Aktivdienst damit rechnen, dass die Nutzung von verfüg-
barem Strom, von Funkfrequenzen und weiteren Ressourcen der Armee zur Verfügung gestellt, 
eingeschränkt oder verboten wird. Es besteht ein erhebliches öffentliches Interesse, dass die Poli-
zei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen 
werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wäre ein militärischer Zugriff 
auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern. 
 
Zu Artikel 95 
Für die öffentliche Sicherheit und Gesundheit zuständigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von 
der Regelung auszunehmen. 
Begründung: Diese Bestimmung hält fest, dass mit Genehmigung durch den Bundesrat auch in 
Friedenszeiten und unabhängig von einem Armeeeinsatz zum Schutz der Lieferketten der Armee 
und der militärischen Informations- und Kommunikationstechnologie sowie zur Erhaltung der Be-
triebskontinuität und der Resilienz gegenüber Bedrohungen, insbesondere im Cyberbereich, die 
Nutzung von Requisitionsgütern eingeschränkt oder verboten werden kann. Ausgenommen davon 
ist die Funkfrequenz. Damit müssen die Polizeien sowie andere Blaulichtorganisationen und das 
Spitalwesen jederzeit damit rechnen, dass die Armee die Nutzung von Requirierungsgütern, die 
durchaus Ressourcen der Polizei darstellen können, einschränkt, verbietet oder solche Güter re-
quiriert. Es besteht ein erhebliches öffentliches Interesse, dass die Polizei (und andere Blaulichtor-
ganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung ausgenommen werden. Sollte der Bun-
desrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wäre ein militärischer Zugriff auf die genannten 
Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern. 
 
Zu Artikel 100a Militärgesetz 
Für die öffentliche Sicherheit und Gesundheit zuständigen Dienste, wie die Polizeikorps, sind von 
der Regelung auszunehmen. 
Begründung: Die Militärverwaltung und die Armee können neu zum Schutz von militärischen 
Fernmeldeanlagen und zur Wahrung der Sicherheit die zuständige zivile Behörde anweisen, die 
Nutzung von Fernmeldeanlagen und Betriebsmitteln örtlich und zeitlich begrenzt einzuschränken 
oder zu verbieten. Diese Massnahmen bedürfen der Genehmigung durch den Bundesrat. Gemäss 
erläuterndem Bericht ist diese Massnahme unter Umständen bereits in der normalen Lage und 
auch vor einem Truppenaufgebot notwendig, um rechtzeitig die notwendigen Nachrichten beschaf-
fen zu können. Sofern eine Polizei sowie andere Blaulichtorganisationen und das Spitalwesen 
Fernmeldeinfrastruktur nutzt und/oder betreibt, die von dieser Regelung betroffen sein könnten, 
müssen sie mit solchen Einschränkungen rechnen. Es besteht ein erhebliches öffentliches Interes-
se, dass die Polizei (und andere Blaulichtorganisationen sowie das Spitalwesen) von der Regelung 
ausgenommen werden. Sollte der Bundesrat an seiner Regelungsabsicht festhalten, wäre ein mili-
tärischer Zugriff auf die genannten Dienste gesetzlich als absolute ultima ratio zu verankern. 
 
Zu Art. 131 Abs. 1 Militärgesetz 
Absatz 1 ist wie folgt zu ergänzen: […] sowie – soweit möglich – die dazu notwendigen […] 
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Begründung: Die Gemeinden können nicht in jedem Fall die geeigneten Räumlichkeiten und Plät-
ze mit den erforderlichen Einrichtungen und Geräten zur Verfügung stellen. 
 
 
Hochachtungsvoll 
 
 
 
 
Monica Gschwind Elisabeth Heer Dietrich 
Regierungspräsidentin Landschreiberin 
 


